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SPRUCH 

Viele Male schaut der Wille durchs Fenster, ehe die Tat 

durch das Tor schreitet. 

Erasmus von Rotterdam; 1469 - 1536, niederländischer Humanist und 

Theologe 

  

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
  

Gesetzlicher Unfallversicherungsschutz 
beim "Home-Office" 

 Eine Beschäftigung im "Home-Office" liegt vor, wenn die in 
der Wohnung des Arbeitnehmers gelegenen Arbeitsräume auf-
grund arbeitsvertraglicher (Individual-)Vereinbarungen dauer-
haft eingerichtet sind und er dort im Rahmen seiner Arbeit re-
gelmäßig tätig ist. Beschäftigte sind zuhause gesetzlich unfall-
versichert, wenn sie in Ausübung ihrer versicherten Tätigkeit 
Betriebswege zurücklegen, um ihre häusliche Arbeitsstätte 
("Home-Office") zu erreichen. Dazu wurden zwei unterschiedli-
che Urteile gefällt, die nachfolgend aufgezeigt werden sollen: 

In einem vom Bundessozialgericht (BSG) entschiedenen Fall 
befanden sich die Räumlichkeiten im Keller des Wohnhauses. 
Der Arbeitnehmer hatte im Auftrag seines Arbeitgebers eine 
Messe besucht, war zurückgekehrt um einen Kunden anzurufen 
und stürzte beim Aufsuchen der "Home-Office-Räumlichkeiten" 
auf der Kellertreppe und verletzte sich. Die Richter des BSG ka-
men hier zu der Auffassung, dass es sich um einen versicher-
ten Unfall handelt, da sich dieser auf dem versicherten Weg 
zur Arbeit ereignete. Die Grenze "Außentür des Gebäudes", wo 
normalerweise der Arbeitsweg endet, greift nicht, soweit sich 
Arbeitsstätte und Wohnung des Versicherten in einem Haus be-
finden. 

 
 

  



Gesetzlich unfallversichert sind Eltern, die ihre Kinder auf dem 
Weg zur Arbeit in den Kindergarten bringen. Arbeitet der Ar-
beitnehmer jedoch im Home-Office, fällt der Weg zum Kinder-
garten bzw. zurück zum Home-Office nicht in den gesetzlichen 
Unfallversicherungsschutz. Nach einem Urteil des LSG Nieder-
sachsen-Bremen vom 26.9.2018 kann eine gesetzliche Kran-
kenkasse vom Träger der Unfallversicherung nicht die Erstat-
tung der Behandlungskosten verlangen, die ihr durch den Sturz 
ihrer Versicherten auf dem Rückweg vom Kindergarten, in den 
sie ihr Kind gebracht hat, zurück zum Home-Office entstanden 
sind. 

Familienrecht/Erbrecht 
 
Rückforderung regelmäßiger Sparzahlun-
gen an Kinder bzw. Enkelkinder durch So-
zialhilfeträger 
  
Das Oberlandesgericht Celle hat am 13.2.2020 entschieden, 
dass über mehrere Jahre monatlich geleistete Zahlungen an 
Familienangehörige zum Kapitalaufbau keine "privilegierten 
Schenkungen" darstellen und der Sozialhilfeträger diese des-
halb von den beschenkten Familienangehörigen zurückfordern 
kann, wenn der Schenker selbst bedürftig wird und deshalb 
Leistungen von einem Sozialhilfeträger bezieht. 
 
In dem der Entscheidung zugrundeliegenden Sachverhalt hatte 
eine Großmutter für ihre beiden Enkel nach deren Geburt je-
weils ein für 25 Jahre angelegtes Sparkonto eröffnet und da-
rauf über einen Zeitraum von ca. elf bzw. neun Jahren jeweils 
monatlich 50 € eingezahlt, um für die Enkel Kapital anzuspa-
ren. Die Großmutter bezog eine Rente von etwa 1.250 €. Als 
sie vollstationär in einer Pflegeeinrichtung untergebracht wer-
den musste, hatte sie die Zahlungen an ihre Enkel zwar bereits 
eingestellt, die für die Heimunterbringung von ihr anteilig zu 
tragenden Kosten konnte sie aber nicht aus eigenen Mitteln 
aufbringen. Deshalb kam der Sozialhilfeträger für diese Kosten 
auf und verlangte von den Enkeln die Rückzahlung der Be-
träge, die die Großmutter in den letzten zehn Jahren auf die 
Sparkonten der Enkel eingezahlt hatte. 
 
Die OLG-Richter gaben dem Sozialhilfeträger recht. Weiterhin 
führten sie aus, dass es für den geltend gemachten Rückforde-
rungsanspruch nicht darauf ankommt, ob es bei Beginn der 
Zahlungen für die Großmutter absehbar war, dass sie später 
einmal pflegebedürftig werden würde. 
 
 



Sonstiges 
 

Verteilung der Maklerkosten beim Kauf 

von Wohnimmobilien 
  

In der Praxis geht die Initiative zur Einschaltung eines Maklers 
meist vom Verkäufer aus und der Käufer hat häufig keine 
ernsthafte Möglichkeit, sich gegen eine Übernahme der anteili-
gen oder sogar der vollständigen Maklerprovision zu wehren. 
In Zukunft gilt: Die Abwälzung der gesamten Maklerkosten auf 
den Käufer ist unzulässig. Wer einen Makler beauftragt, muss 
künftig mindestens die Hälfte der Maklerprovision selbst tra-
gen. Außerdem muss der Käufer seinen Anteil erst zahlen, 
wenn der Verkäufer seine Provisionszahlung nachgewiesen hat. 
 
Erhält der Makler von beiden Parteien einen Auftrag und soll 
damit sowohl die Interessen des Verkäufers als auch des Käu-
fers wahrnehmen, darf er mit beiden Parteien nur eine Provi-
sion in gleicher Höhe vereinbaren. Im Ergebnis tragen also 
beide Seiten jeweils die Hälfte der gesamten Provision. Verein-
barungen über unterschiedliche Provisionshöhen können in die-
sem Fall nicht wirksam geschlossen werden. 
 
Ferner wird ein Textformerfordernis für Maklerverträge über 
die Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfa-
milienhäuser eingeführt. Ausreichend für den Abschluss eines 
Maklervertrags ist dann z. B. eine E-Mail. 
 


